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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. April 1956 

8-^ 95100 — 1274/56 11 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 22. Juli 1955 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Vereinigten Königreich 
von Großbritannien und Nordirland über den 
Luftverkehr zwischen ihren Gebieten und 
darüber hinaus 

nebst Begründung sowie dem deutschen und englischen Text des 
Abkommens mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 157. Sitzung am 20. April 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Federführend sind der Bundesminister für Verkehr und der Bun- 
desminister des Auswärtigen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blüdier 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 22. Juli 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Vereinigten Königreich von Groß- 
britannien und Nordirland über den Luftverkehr zwischen ihren 
Gebieten und darüber hinaus 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz besdilossen: 

Artikel 1 

Dem in London am 22. Juli 1955 Unter- 
zeichneten Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Vereinigten 
Königreich von Großbritannien und Nord- 
irland über den Luftverkehr zwischen ihren 
Gebieten und darüber hinaus wird zuge- 
stimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach 
seinem Artikel 16 in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


1. Allgemeine Bemerkungen 

Seit dem 5, Mai 1955 ist die Bundesrepublik Deutsch- 
land wieder uneingeschränkt berechtigt, Luftverkehr zu 
betreiben. Wesentlicher Bestandteil dieses Verkehrs ist 
der internationale Luftverkehr. Er kann nur betrieben 
werden, wenn die ausländischen Staaten, die überflogen 
oder angeflogen werden sollen, dem deutschen Luftver- 
kehr entsprechende Flugrechte einräumen. 

Der internationale gewerbliche Luftverkehr, 
bei dem zwischen nichtplanmäßigem gewerblichen Luft- 
verkehr und Fliiglinienverkehr unterschieden wird, ist 
im Abkommen von Chikago über die Internationale 
Zivilluftfahrt-Organisation vom 7. Dezember 1944 (ICAO- 
Abkommen), dem die Bundesrepublik in Kürze ange- 
hören wird, nicht erschöpfend geregelt. Nach Artikel 6 
des ICAO-Abkommens können gewerbliche Landun- 
gen im Fluglinienverkehr in Übereinstimmung mit dem 
völkerrechtlichen Grundsatz, daß jeder Staat die Luft- 
hoheit über seinem Staat besitzt, „nur mit der besonde- 
ren Ermächtigung oder mit einer anderweitig erteilten 
Genehmigung" des Staates, dessen Gebiet berührt wird, 
durchgeführt werden. Nach allgemeinen internationalen 
Gepflogenheiten werden diese Rechte jeweils in zwei- 
seitigen Luftverkehrsabkommen eingeräumt. 

Zweiseitige Luftverkehrsabkommen sind vom Deut- 
schen Reich bereits vor Ausbruch des 2. Weltkrieges ab- 
geschlossen worden Da diese Abkommen überholt sind, 
muß die Bundesrepublik neue Vereinbarungen treffen, 
um sich die für den Fluglinienverkehr notwendigen 
Flugrechte in und über ausländischen Staaten zu sichern. 
Vorbereitungen hierzu wurden bereits vor der Wieder- 
erlangung der deutschen zivilen Lufthoheit getroffen. 

Nach Vorbesprechungen zwischen Vertretern der deut- 
schen und britischen Luftfahrlbehörden sind Anfang Juli 
1955 in London Delegationsverhandlungen eröffnet und 
am 22. Juli 1955 mit unteizeidiiiuiig des Abkommens ab- 
geschlossen worden. Das Abkommen entspricht inhalt- 
lich im wesentlichen den zweiseitigen Luftverkehrs- 
abkommen, welche Großbritannien mit anderen Staaten 
abgeschlossen bat. Es trägt den derzeitigen und zukünf- 
tigen deutschen verkehrspolitischen, verkehrswirtschaft- 
lichen und verkchrsrechtlichen Belangen Rechnung. 

Die beiderseits eingeräumten Verkehrsrechte sind in 
einem Fliiglinienplan festgelegt, der durch Notenaus- 
tausch bestätigt wurde (s. Art. 2 Abs. 1). Eine Verein- 
barung in dieser Form ist gewählt worden, um die Flug- 
linienrechte den Verkehrsanforderungen leichter an- 
passen zu können. 

Die deutschen Luftverkehrsiinternebmen sind zum Be- 
trieb der folgenden Linien berechtigt: 

1. Von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
über Amsterdam, Brüssel nach London, Manchester, 
Glasgow, Edinburgh. 

2. Von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
über Amsterdam, Brüssel nach Manchester uird dar- 
über hinaus nach Dublin. 

3. Von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
nach Manchester und darüber hinaus nach Punkten 
in den USA und Kanada. 

4. Von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
über Punkte in Südwest-Europa, den Azoren nach 
Bahamas (Nassau) und darüber hinaus nach Punk- 
ten in Mexiko, Venezuela, Kolumbien, Peru. 

5. Von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
über Punkte in Süd-Europa, Südosteuropa, Ägypten 


oder Türkei, im Mittleren Osten, in Pakistan, 
Indien 

a) Kalkutta, Bangkok nach Hongkong *) und darüber 
hinaus nach Punkten in Japan, 

b) Kalkutta oder Punkte in Ceylon nach Singapore 
und darüber hinaus nach Punkten in Indonesien 
und Australasien. 

6. Von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
über Punkte in Südeuropa, Nordafrika nach Kano 
oder Lagos und darüber hinaus nach Punkten in der 
Südafrikanischen Union. 

Die englischen Luftverkehrsunternehmen sind zum Be- 
trieb der folgenden Linien berechtigt: 

1. Von Punkten im Vereinigten Königreich über 
Amsterdam, Brüssel, Lille nach Hamburg, Hannover, 
Düsseldorf, Köln, Frankfurt, München, Stuttgart, 
Nürnberg'*) und darüber hinaus nach Punkten in 
Skandinavien, Prag, Punkten in Jugoslawien und 
Österreich, Athen, Istanbul, Zypern, Kairo. 

2. Von Punkten im Vereinigten Königreich nach Frank- 
furt, Düsseldorf, München und darüber hinaus über 
Zwischenlandepunkte nach a) Punkten in Malaya, 
Indonesien, Australasien und/oder b) Punkten in 
Malaya, Hongkong, Punkten in den Philippinen, 
China und Japan. 

3. Von Punkten im V^ereinigten Königreich nach Frank- 
furt, Düsseldorf, München und darüber hinaus über 
Zwischenlandepunkte nach dem Mittleren Osten. 

4. Von Punkten im Vereinigten Königreich nach Frank- 
furt, Düsseldorf, München und darüber hinaus über 
Zwischenlandepimkte nach Punkten in Westafrika 
und Südafrika. 

Die bereits jetzt der Bundesrepublik Deutschland zu- 
gunsten der Deutschen Lufthansa AG. eingeräumten 
Flugrechte nach Großbritannien sind vorläufige Redite, 
die befristet sind. Das Inkrafttreten des vorliegenden 
Abkommens, in dem diese und weitere Rechte unbefristet 
eingeräumt w^erden, ist daher dringlich. Damit werden 
auch die derzeitigen Flugrechte der Luftverkehrsunter- 
nehmen Großbritanniens, die noch auf Besatzungsrecht 
beruhen und nach Artikel 4 des Zwölften Teils des 
Vertrages zur Regelung aus Krieg und Besatzung ent- 
standener Fragen (überleitungsvertrag) einstweilen wei- 
terbestehen, aufgehoben und in einer Form geregelt, die 
den deutschen Vcrkchrsinteressen besser Rechnung tragt. 


II. Besondere Bemerkungen zu dem Abkommen. 

Artikel 2 Abs. t behandelt den Fluglinienplan. 

Absatz 2 legt die Rechte fest, welche die Vertrags- 
staaten sich gegenseitig einräumen. Gewährt werden das 
Recht des Überflugs (1. Freiheit), das Recht der Landung 
zu nichtgewerblichen Zwecken (2. Freiheit) und das Recht, 
Fluggäste, Post und Fracht abzusetzen (3 Freiheit) und 
aufzunehmen (4. Freiheit), wobei die Beförderung auch 
von und nach einem dritten Staat vorgenommen werden 
kann (5. Freiheit). Die Einräumung aller 5 Freiheiten 
entspricht der anzustrebenden Liberalisierung der Welt- 
luftfahrt. Sie gewährleistet allein die volle Ausnutzung 
der bereitgestellten Kapazitäten. 


•) Die Luflverkohrsredile von Ilonqkoncf noch Punkfon in Jupan 
treten 3 Jahre nadi Unter/.eidmunq des Ahkoinmcirs in Kraft. 

*♦) Nidit mehr als zwei dieser Punkte auf je einer der dauibcr 
hinauslührenden Linien. 
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Artikel 4 sieht gegenseitige Inländerbehandlung oder 
Meistbegünstigung für die Flughafengebühren vor. Die 
Meistbegünstigungsklausel wurde auf englischen Wunsch 
aufgenommen, weil sie in englischen Luftverkehrs- 
abkommen mit anderen Staaten üblich ist. 

Die in Artikel 5 vorgesehenen Abgabenvergünstigun- 
gen entsprechen im allgemeinen der im internationalen 
Fluglinienverkehr üblichen Regelung und dem geltenden 
deutschen Recht. Auf Grund der Meistbegünstigungs- 
klausel in Absatz 2 c) ist die Abgabenfreiheit für Nah- 
rungs- und Genußmittel, die nach dem deutsch-amerika- 
nischen Luftverkehrsabkommen vom 7. Juli 1955 unter 
gewissen Voraussetzungen für amerikanische Luftfahr- 
zeuge im internationalen Fluglinienverkehr gewährt 
wird, auch für die Luftfahrzeuge der von Großbritannien 
benannten Unternehmen vorgesehen. 

Artikel 6 gewährleistet, daß die von den benannten 
Unternehmen bereitgestellte Kapazität (angebotene 
Nutzlast und Häufigkeit des Verkehrs) in ein angemes- 
senes Verhältnis zur Verkehrsnachfrage gebracht werden 
kann. Die Bestimmung ist an das am 11. Februar 1946 
zwischen Großbritannien und den Vereinigten Staaten 
von Amerika abgeschlossene Bermuda-Abkommen an- 
gelehnt, welches insoweit eine Fortbildung der von der 
ICAO eingeleiteten freiheitlichen Behandlung des Flug- 
linicnverkehrs enthält. Besonders eingehend wird in 
Absatz 3 Satz 2 das Recht der 5. Freiheit behandelt, das 
nur unter Beachtung der unter Buchstabe a) — c) genann- 
ten Gesichtspunkte ausgeübt werden darf. Insgesamt ist 
die Vorschrift so elastisch gehalten, daß jeder Vertrags- 
staat die Interessen seiner für die Ausübung der verein- 
barten Fluglinienrechte benannten Unternehmen gegen- 
über dem anderen Vertragsstaat wirksam vertreten kann 


Artikel 7 enthält die Grundsätze für die Festsetzung 
der auf den festgelegten Linien anzuwendenden Tarife. 
Diese sollen zwecks Vermeidung eines unerwünschten 
Konkurrenzkampfes nach Möglichkeit zwischen den be- 
teiligten Unternehmen auf Grund des Tariffestsetzungs- 
verfahrens der International Air Transport Association 
(lATA) festgesetzt und müssen den Luftfahrtbehörden 
zur Genehmigung vorgelegt werden. Einigen sich die 
Unternehmen nicht, so versuchen die Luftfahrtbehörden, 
die Tarife festzulegen. Gelingt dies ebenfalls nicht, so ist 
die Angelegenheit einem nach Artikel 11 zu bildenden 
Schiedsgericht zu unterbreiten. 

Artikel 9 verpflichtet die Luftfahrtbehörden zum Aus- 
tausch statistischer Unterlagen zwecks Nachprüfung der 
von den benannten Unternehmen bereitgestellten Kapa- 
zitäten. Die Vorschrift ergänzt insofern den Artikel 6. 

IIl. Geltungsbereich des Abkommens 

Das Abkommen gilt im Hinblick auf Art. 5 des Zwölf- 
ten Teils des Ubcrleitungsvertrages einstweilen nicht für 
Berlin. Eine Erstreckung des Abkommens und des Ge- 
setzes auf Berlin muß der zukünftigen politischen Ent- 
wicklung Vorbehalten bleiben. 

IV. Begründung des Zustimmungsgesetzes 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Absatz 2 GG 
der Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung zustän- 
digen Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes, 
weil es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung 
bezieht. 

Wegen der in Artikel 5 vorgesehenen Vergünstigun- 
gen, die auch die Biersteuer berühren, bedarf das Gesetz 
nach Artikeln 105 Absatz 3, 106 Absatz 2 GG der Zustim- 
mung des Bundesrates. 
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Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland 
über den Luftverkehr zwischen ihren Gebieten und darüber hinaus 


Agreement between the United Kingdom 
of Great Britain and Northern Ireland and the Federal Republic of Germany 
for Air Services between and beyond their respective Territories 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

das Vereinigte Königreich 
von Großbritannien und Nordirland 

haben in dem Wunsche, ein Abkommen zur Aufnahme 
des Luftverkehrs zwischen ihren Gebieten und darüber 
hinaus abzuschließen, 

folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die Anwendung dieses Abkommens bedeutet, wenn 
nicht der Zusammenhang etwas anderes erfordert, 

a) „Liiftfahrtbehörden" soweit die Bundesrepublik 
Deutschland in Betracht kommt, der Bundesminister 
für Verkehr und jede Person oder Stelle, die zur 
Ausübung der dem Bundesrainister für Verkehr 
gegenwärtig obliegenden Aufgaben oder ähnlicher 
Aufgaben ermächtigt ist, und soweit das Vereinigte 
Königreich von Großbritannien und Nordirland in 
Betracht kommt, der Minister für Transport und 
Zivilluftfahrt und jede Person oder Stelle, die zur 
Ausübung der dem Minister für Transport und 
Zivilluftfahrt gegenwärtig obliegenden Aufgaben 
oder ähnlicher Aufgaben ermächtigt ist; 

b) „Benanntes Unternehmen" ein Luftverkehrsunter* 
nehmen, das ein Vertragsstaat durch schriftliche Be- 
nachrichtigung dem anderen Vertragsstaat gemäß 
Artikel 3 dieses Abkommens für den Betrieb des 
Fluglinienverkehrs auf den in dieser Benachrichti- 
gung angeführten Linien benannt hat; 

„Gebiet" in bezug auf einen Staat das Landgebiet 
und die daran angrenzenden Hoheitsgewässer, die 
unter dessen Staatsgewalt, Suzeränität, Schutz- 
herrschaft oder Treuhandverwaltung stehen; 

dl „Fluglinienverkehr" der planmäßige Luftverkehr, 
der zur öffentlichen Beförderung von Fluggästen, 
Post oder Fracht durch Luftfahrzeuge betrieben wird; 

e) „Internationaler Fluglinienverkehr" ein Fluglinien- 
verkehr, der durch den Luftraum über dem Gebiet 
von mehr als einem Staat führt; 

f) „Landung zu nicht-gewerblichen Zwecken" eine Lan- 
dung für andere Zwecke als zum Aufnehmen oder 
Absetzen von Fluggästen, Post oder Fracht. 

Artikel 2 

(1) Jeder Vertragsstaat gewährt dem anderen Vertrags- 
staat die in diesem Abkommen aufgeführten Rechte zum 
Zwecke der Aufnahme des Fhiglinienverkehrs auf den 
Linien, die in einem Fluglinienplan festgelegt und in 
einem diplomatischen Notenaustausch vereinbart sind, 
(lin folgenden bezeichnet als „vereinbarter Fluglinien- 
verkehr" und „festgelegte Linien"), 

(2) Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Abkom- 
mens genießen die von jedem Vertragsstaat benannten 
Unternehmen beim Betrieb eines vereinbarten Fluglinien- 
verkehrs auf einer festgelegten Linie folgende Rechte: 

a) das Gebiet des anderen Vertragsstaates ohne Lan- 
dung zu überfliegen; 

b) in dem genannten Gebiet Landungen zu nicht-ge- 
werblichen Zwecken vorzunehmen; 


The United Kingdom 
of Great Britain and Northern Ireland 
and 

the Federal Republic of Germany, 

Desiring to conclude an Agreement for the purpose of 
establishing air Services between and beyond their re- 
spective territories, 

Have agreed as follows: — 

Article 1 

For the purpose of the present Agreement, unless the 
context otherwise requires: — 

fa) the term "acronautical authorities" means, in the 
case of the United Kingdom, the Minister of Trans- 
port and Civil Aviation and any person or body 
authoiised to perform any functions presently 
exercised by the said Minister or similar functions, 
and, in the case of the Federal Republic of Ger- 
inany, the Federal Minister of Transport and any 
person or body authorised to perform any func- 
tions presently exercised by the said Minister or 
similar functions; 


(b) the term "designated airline" means an airline 
which one Contracting Party shall have designated, 
by written notification to the other Contracting 
Party, in accordance with Article 3 of the present 
Agreement, for the Operation of air Services on 
the routes specified in such notification; 

(c) the term "territory" in relation to a State means 
the land areas and territorial waters adjacent 
thereto under the sovereignty, suzerainty, pro- 
tection or trusteeship of that State; 

(d) the term "air Service" means any sdieduled air 
Service performed by aircraft for the public trans- 
port of passengers, mail or cargo; 

(e) the term "international air service" means an air 
Service which passes through the air space over 
the territory of more than one State; and 

(f) the term "stop for non-traffic purposcs" means any 
landing for any purpose other than taking on or 
discharging passengers, mail or cargo. 

Article 2 

(1) Fach Contracting Party grants to the other Con- 
tracting Party the rights specified in the present Agree- 
ment for the purpose of establishing air Services on the 
routes specified in a Route Schedule agreed in an ex- 
change of diploinatic notes (hereinafter called "the agreed 
Services" and "the specifie ’ routes"). 

(2) Subject to the provisions of the present Agreement, 
the airlines designated by each Contracting Party shall 
enjoy, while operating an agreed Service on a specified 
route, the following privileges: — 

(a) to fly without landing across the territory of the 
other Contracting Party; 

(b) to make stops in the said territory for non-traffic 
purposes; and 
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c) in dem genannten Gebiet an den Orten, die für 
diese Linie festgelegt sind, zu landen, um im Rah- 
men des internationalen Verkehrs Fluggäste, Post 
oder Fracht abzusetzen und aufzunehmen. 

(3) Keine Bestimmung des Absatzes 2 dieses Artikels 
ist so aiiszulcgcn, daß den Unternehmen eines Vertrags- 
slaats das Recht übertragen wird, im Gebiet des anderen 
Verlragsstaates Fluggäsie, Post oder Fracht zur entgelt- 
lichen Beförderung aufzunehmen, deren Bestimmungsort 
ein anderer Ort im Gebiet des anderen Vertrags- 
Staates ist. 

Artikel 3 

fl) Jeder Vertragsstaat hat das Recht, dem anderen 
X'ertraqsstaat ein oder mehrere Luftverkehrsimternehmen 
schriftlich zur Durchführung des vereinbarten Fluglinien- 
\'erkehrs auf den festgelegten Linien zu benennen. 

(2) Nach Empfang der Benennung erteilt der andere 
X^ertragsstaat — vorbehaltlich der Bestimmungen der 
•Absätze 3 und 4 — dem benannten Unternehmen oder 
den benannten Unternehmen unverzüglich die ent- 
sprechende Betriebsgenehmigung. 

(3) Die Luftfahrtbehörden eines Vertragsstaats können 
von einem durch den anderen Vertragsstaat benannten 
Ihiternehmen Nachweis verlangen, daß es in der Lage ist, 
die Voraussetzungen der Gesetze und Verordnungen zu 
erfüllen, die von diesen Luftfahrtbehörden im allgemeinen 
und biHigerweise auf den internationalen Fluglinienver- 
kehr angewendet werden. 

(4) Wird einem Vertragsstaat nicht nachgewiesen, 
daß ein wesentlicher Teil des Eigentums und die tat- 
sächliche Kontrolle eines Unternehmens bei dem Ver- 
tragsstaat, der das Unternehmen benannt hat, oder bei 
Staatsangehörigen dieses Vertragsstaates liegen, so hat 
jeder Vertragsstaat das Recht, die Annahme der Be- 
nennung eines Unternehmens abzulehnen und die Er- 
teilung der in Artikel 2 dieses Abkommens aufgeführten 
Rechte zu verweigern, zu widerrufen oder diesem für die 
Ausübung dieser Rechte die von ihm für erforderlich er- 
achteten Bedingungen aufzuerlegen. 

(5) Ein benanntes und berechtigtes LInternehmen kann, 
nachdem den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 ent- 
sprochen worden ist, den Betrieb des vereinbarten Flug- 
linienverkehrs unter Beachtung der Bestimmungen des 
Artikels 7 jederzeit aufnehmen. 

(6) Unterläßt es ein benanntes Unternehmen, die Ge- 
setze und Vorschriften eines V'ertragsstaates, der diese 
Rechte gewährt, zu befolgen, oder den Betrieb in Über- 
einstimmung mit diesem Abkommen durchzuführen, so 
hat dieser Vertragsstaat das Recht, dem Unternehmen 
die Ausübung der in Artikel 2 dieses Abkommens ge- 
währten Rechte zu untersagen oder ihm die zur Aus- 
übung der Rechte für notwendig erachteten Bedingungen 
aufzuerlegen; Voraussetzung hierfür ist, daß dieses Recht 
nur nach Konsultation mit den anderen Vertragsstaaten 
ausgeübt wird, es sei denn, daß eine sofortige Aus- 
setzung oder Auflage erforderlich ist, um weitere Ver- 
stöße gegen Gesetze oder sonstige Vorschriften zu ver- 
hindern. 

Artikel 4 

Die Gebühren, die jeder der Vertragsstaaten von den 
von dem anderen Vertragsstaat benannten Unternehmen 
für die Benutzung von Flughäfen und sonstigen Einrich- 
tungen erheben oder deren Erhebung er erlauben kann, 
dürfen nicht höher sein als sie für die Benutzung solcher 
Flughäfen und Einrichtungen durch ein eigenes Luftver- 
kehrsunternehmen des ersten Vertragsstaates oder durch 
das meistbegünstigte ausländische Luftverkehrsunterneh- 
men, das am internationalen Fluglinienverkehr teilnimmt, 
-bezahlt werden. 

Artikel 5 

(1) Luftfahrzeuge der von einem Vertragsstaat benann- 
ten Unternehmen sowie Treibstoffe, Schmieröle, Ersatz- 
teile, gewöhnliche Flugausrüstungsgegenstände und Flug- 
reisevorräte, die sich bei der Ankunft im Gebiet des 
anderen Vertragsstaates an Bord solcher Luftfahrzeuge 


(c) to make stops in the said territory at the points 
specified for that route for the purpose of putting 
down and taking on international traffic in pas- 
sengers, mail or cargo. 

(3) Nothing in paragraph (2) of this Article shall be 
deemed to confer on the airlines of one Contracting 
Party the privilege of taking up, in the territory of the 
other Contracting Party, passengers, mail or cargo 
carried for rerauneration or hire and destined for another 
point in the territory of that other Contracting Party. 


Article 3 

(1) Each Contracting Party shall have the right to 
designate in writing to the other Contracting Party pne 
or niore airlines for the purpose of operating the agreed 
Services on the specified routes. 

(2) On receipt of the designation, the other Contract- 
ing Party shall, subject to the provisions of paragraphs 

(3) and (4) of this Article, without delay grant to the 
airline or airlines designated the appropriate operating 
authorisation. 

(3) The aeronautical authorities of one Contracting 
Party may require an airline designated by the other 
Contracting Party to satisfy them that it is qualified to 
fulfil the conditions prescribed under the laws and re- 
gulations normally and reasonably applied by them to 
the Operation of international air Services. 

(4) Each Contracting Party shall have the right to 
refuse to accept the designation of an airline and to 
withhold or revoke the grant to an airline of the 
Privileges specified in paragraph (2) of Article 2 of the 
present Agreement or to impose such conditions as it 
may deem necessary on the exercise by an airline of 
those Privileges in any case where it is not satisfied 
that substantial ownership and cffective control of that 
airline are vested in the Contracting Party designating 
the airline or in nationals of the Contracting Party 
designating the airline. 

(5) Subject to the provisions of Article 7 of the present 
Agreement, at any time after the provisions of para- 
graphs (1) and (2) of this Article have been complied 
with, an airline so designated and authorised may begin 
to operate the agreed Services, 

(6) Each Contracting Party shall have the right to 
suspend the exercise by an airline of the Privileges 
specified in Article 2 of the present Agreement or to 
impose such conditions as it may deem necessary on 
the exercise by an airline of those Privileges in any 
case where the airline fails to comply with the laws or 
regulations of the Contracting Party granting those 
Privileges or otherwise fails to operate in accordaiice 
with the conditions prescribed in the present Agreement; 
provided that, unless immediate Suspension or imposition 
of conditions is essential to prevent further infringe- 
ments of laws or regulations, this right shall be exercised 
only after consultation with the other Contracting Party. 

Article 4 

The diarges which either of the Contracting Parties 
may impose, or permit to be imposed, on the designated 
airlines of the other Contracting Party for the use of 
airports and other facilities shall not be higher than 
would be paid for the use of such airports and facilities 
by any national airline of the first Contracting Party, 
or by the most favoured foreign airline, engaged in 
international air Services. 


Article 5 

(1) Aircraft of the designated airline or airlines of one 
Contracting Party and fuel, lubricating oils, spare parts, 
regulär aircraft equipment and aircraft Stores on board 
such aircraft on arrival in the territory of the other 
Contracting Party and retained on board on departure 
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befinden und beim Abflug aus diesem Gebiet an Bord 
verbleiben, bleiben in diesem Gebiet frei von Zöllen, 
sonstigen bei der Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren 
erhobenen staatlichen und kommunalen Abgaben und 
von Inspektionsgebühren, 

(2) Für Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, gewöhn- 
liche Flugausrüstungsgegenstände und Flugreisevorräte, 
auf die Absatz 1 keine Anwendung findet, die von einem 
Vertragsstaat, einem von ihm benannten Unternehmen 
oder in deren Auftrag in das Gebiet des anderen Ver- 
tragsstaates eingeführt oder in diesem Gebiet an Bord 
genommen werden und die ausschließlich an oder in 
L.uftfahrzeugen dieser Unternehmen verwendet werden 
sollen, soll bei Einhaltung der allgemeinen Zollbestim- 
mungen hinsichtlich der Zölle, der sonstigen bei der Ein-, 
Aus- und Durchfuhr von Waren erhobenen staatlichen 
und kommunalen Abgaben und Inspektionsgebühren von 
dem anderen Vertragsstaat die folgende Behandlung ge- 
währt werden: 

a) für Treibstoffe und Schmieröle, die in dem genann- 
ten Gebiet an Bord genommen werden und die in 
dem Flughafen oder den Flughäfen, wo eine Ab- 
fertigung stattfindet, an Bord verbleiben, Abgaben- 
freiheit; 

b) für Ersatzteile und gewöhnliche Flugausrüstungs- 
gegenstände, die in das genannte Gebiet eingeführt 
werden, bedingte Abcjubenfreiheit nach Niaißgabe 
der in Betracht kommenden Zollvorschriften; 

c) für Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, gewöhnliche 
Fhigausrüstungsgegeiistände und Flugreisevorräte, 
die nicht unter a oder b fallen; eine Behandlung, die 
nicht ungünstiger ist als die Behandlung von gleich- 
artigen Waren, die an oder in Luftfahrzeugen ent- 
weder eines nationalen Unternehmens des anderen 
Vertragsstaates oder eines im internationalen Flug- 
linienverkebr eingesetzten meistbegünstigten aus- 
ländischen Unternehmen verwendet werden sollen. 

(3) Der Begriff „Flughafen oder Flughafen, v/o eine Ab- 
fertigung stattfindet", in Absatz 2 Buchstabe a, schließt 
Flughäfen ein, in denen ein Flugzeug eines benannten 
Unternehmens einen iniernalionalen Fing beginnt. 


Artikel 6 

(1) Den benannten Unternehmen der beiden VTnirags- 
.slaalen soll eine gerechte und gleiche Gelegenheit zum 
Betrieb des vereinbarten Fluglinienverkchrs auf den fcst- 
gelegten Linien zwischen ihren jeweiligen Gebieten ge- 
geben werden. 

(2) Beim Betrieb des vereinbai tcn Fluglintcnverkehrs 
sollen die benannten Unternehmen jedes V’^ertragsstaates 
die Interessen der Luftverkehrsunternehmen des anderen 
Vertragsst.iates berücksichtigen, damit der auf allen oder 
einem Teil der gleichen Linien betriebene Fluglinienver- 
kehr dieser Unternehmen nicht ungebührlich beeinträch- 
tigt wird. 

(3) Der Fluglinicnverkehr, der von den Unternehmen, 
welche die Vertragsstaaten benannt haben, auf den fest- 
gelegten Linien durchgeführt wird, hat in enger Be- 
ziehung zu stehen zu dem Verkehrsbedürfnis der Öffent- 
lichkeit auf diesen Linien; sein Hauptzweck ist die Be- 
reit.stellung einer Kapazität, die bei angemessener Aus- 
nutzung ausreicht, um den jeweiligen und normalerweise 
voraussehbaren Beförderungsbedarf für Fluggäste, Post 
oder Fracht zwischen dem Gebiet des Veiiragsstaates, 
dem das benannte Unternehmen zugehörig ist, und dem 
letzten Bestimmungsland des Verkehrs zu decken. Das 
Beförderungsangebot für Fluggäste, Post oder Fracht, die 
an Punkten auf den festgesetzten Linien im Gebiet an- 
derer Staaten als demjenigen, der das Unternehmen be- 
nannt hat, aufgenommen oder abgesetzt werden, hat dem 
allgemeinen Grundsatz zu entsprechen, daß die bereit- 
gestellte Kapazität sich richtet nach 

a) dem Verkehrsbedürfnis nach und aus dem Gebiet 
des Vertragsstaates, der das Unternehmen benannt 
hat; 

b) den Verkehrsbedürfnissen in dem von dem Unter- 
nehmen durchflogenen Gebiet unter Rücksichtnahme 


therefrom shall be exempt in that territory from all 
customs duties and other national and local charges 
levied in connexion with the importation, exporlation 
and transit of goods, and from inspection fees. 

(2) Fucl, liibricating oils, spare paits, regulär aircraft 
cquipment and aircraft Stores, to which paragraph (1) 
doGS not apply, introduced into the territory of one 
Contracting Party, or taken on board aircraft in that 
territory, by or on behalf of the other Contracting Party 
or its designated aiiiine or airlines and intended solely 
for use on the aircraft of those airlines shall, subject 
to compliance with normal customs regulations, be 
accordcd the following treatment by the first Contract- 
ing Party in respect of customs duties, and other national 
and local charges levied in connexion with the importa- 
tion, exportation and transit of goods, and from inspec- 
tion fees: — 

(a) in the case of fuel and lubricating oils taken on 
board aircraft in the said territory and remaining 
on board at the airport or airports of clearance 
from that territory, exemption; 

(b) in the case of spare parts and regulär aircraft 
equipment introduced into the said territory, 
exeinption conditional on compliance witli ap- 
propriate Customs regulations; 

(c) in the case of fucl, lubricating oils, spare parts, 
regulär aircraft equipment and aircraft stores not 
included under (a) or (b) above, treatment not less 
favourable than that accorded to supplies of the 
samc kind intended for use on the aircraft of a 
national airline of the first Contracting Party, or 
of the most favoured foreign aiiiine, engaged in 
international air Services. 

(3) For the purposes of paragraph (2) (a) above, the 
airport or airports of clcaiäncG includes airports at wliieh 
an aircraft of a designated aiiiine commences an inter- 
national flight. 


Ar t i c 1 c 6 

(1) There shall be fair and equal opportimity for the 
airlines of both Contracting Parties to operate the agreed 
Services on the specified loutes between their rcspcclivG 
territories. 

(2] In operating the agreed Services, the airlines of 
each Contracting Party shall take into account the 
interests of the airlines of the other Contracting Party 
so as not to affect unduly the Services which the latler 
provide on the whole or part of the samc routes. 


(3) The agreed Services provided by the designated 
airlines of the Contracting Parties shall bear dose 
relationship to the requirements of the public for trans- 
portation on the specified routes and shall have as their 
primary objective the Provision, at a reasonable load 
fdctor, of capacity adequate to carry the current and 
reasonably anlicipated requirements for the carriage of 
passengers, mail or cargo between the territory of the 
Contracting Party of which the designated airline is a 
national and the coimtry of ultimatc destination of the 
traffic. Provision for the carriage of passengers, mail or 
cargo both taken up and put down at points on the 
specified routes in the territories of States other than 
that designating the airline shall be made in accordance 
with the general prindples that capacity shall be related 
to:— 

(a) ti’üffic requirements to and from the territory of the 
Contracting Party which has designated the airline; 

(b) traffic requirements of the area throiigh which the 
airline passes, alter taking account of other trans- 
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auf andere Verkehrsdienste, die von Luftverkehrs- 
unternehmen der Staaten dieses Gebietes eingerich- 
tet sind; und 

c) den Betriebsnotwendigkeiten des Durchgangsver- 
kehrs. 

Artikel 7 

(1) Die für den vereinbarten Fluglinicnverkehr zu be- 
rechnenden Tarife müssen angemessen sein unter gebüh- 
render Berücksichtigung aller erheblichen Faktoren, ein- 
schließlidi der Betriebskosten, eines angemessenen Ge- 
winns, der Eigenart des Dienstes (Z. B. die Schnelligkeit 
und Bequemlichkeit) und der Tarife anderer Luftverkehrs- 
unternehmen für irgendeinen Teil der festgelegten Linie 
Die Tarife werden gemäß den nachstehenden Bestimmun- 
gen dieses Artikels festgesetzt. 

(2) Die in Absatz 1 dieses Artikels erwähnten Tarife 
zusammen mit den Agenturprovisionssätzen in Verbin- 
dung mit diesen Tarifen werden, wenn möglich, für jede 
der festgelegten Linien zwischen den beteiligten benann- 
ten Unternehmen in Beratung mit anderen Luftverkehrs- 
unternehmen, welche die ganze oder einen Teil dieser 
Strecke betreiben, vereinbart; eine solche Vereinbarung 
ist, wenn es möglich ist, durch das Tariffestsetzungsver- 
fahren des Internationalen Lufttransportverbandes zu 
treffen. Die so vereinbarten Tarife unterliegen der Ge- 
nehmigung der Luftfahrtbehörden beider Vertragsstaaten 

(3) Können die benannten Unternehmen sich nicht auf 
einen dieser Tarife einigen, oder kommt aus einem an- 
deren Grund eine Tarifvereinbarung gemäß den Bestim- 
mungen des Absatzes 2 nicht zustande, so werden die 
Luftfahrtbehörden der Vertragstaaten versuchen, den 
Tarif in gegenseitigem Einvernehmen festzulegen. 

(4) Könrien die Luftfahrtbehörden sich nicht über die 
Genehmigung eines ihnen gemäß Absatz 2 vorgelegten 
Tcirifes oder über die Festsetzung eines Tarifes gemäß 
Absatz 3 einigen, so wird die Mcinungsverschiedenheil 
nach den Bestimmungen des Artikels 11 dieses Abkom- 
mens geregelt. 

(5) Ein Tarif, mit dem die Luftfahrtbehörde eines der 
beiden Vertraqsslaaten nicht einverstanden ist, kann nur 
nach der Bestimmung des Artikels 11 Abs. 3 dieses Ab- 
kommens in Kraft treten. 


Artikel 8 

(1) Jeder Vertragsstaat gewährt den benannten Unter- 
nehmen des anderen Vertragsstaates das Recht, ihren 
Hauptbüros den Überschuß der Einnahmen über die Aus- 
gaben zu den entsprechenden amtlichen Wechselkursen 
in der Währung des anderen Vertragsstaates zu über- 
mitteln. 

(2) Auf Antrag der Gläubiger können die Überweisun- 
gen der Einnahmen in anderen Währungen als Deutsche 
Mark und Sterling in der Währung gemacht werden, in 
der sic eingenommen wurden, soweit dies nach den je- 
weils geltenden Devisenbestimmungen des Vertrags- 
staates möglich ist. 

Artikel 9 

Die Luftfahrtbehörden eines jeden der beiden Ver- 
tragsstaaten werden den Luftfahrtbehörden des anderen 
Vertragsstaates auf deren Ersuchen alle regelmäßigen 
oder sonstigen statistischen Unterlagen übermitteln, die 
billigerweise zum Zwecke der Nachprüfung der auf den 
festgelegten Linien von den benannten Unternehmen des 
erstgenannten Vertragsstaates bereitgestcllten Kapazität 
gefordert werden können. Diese Unterlagen sollen alle 
Informationen umfassen, die zur Bestimmung des Um- 
fanges des Verkehrs der Unternehmen auf den festgeleg- 
ten Linien und der Herkunft und Bestimmung dieses 
Verkehrs erforderlidi sind. 

Artikel 10 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsstaaten 
finden regelmäßig Beratungen statt, um eine enge Zu- 
sammenarbeit in allen die Anwendung dieses Abkom- 
mens berührenden Angelegenheiten sicherzustellen. 


port Services established by airlines of the States 
comprising the area; and 

(c) the requirements of through airline Operation. 

Article 7 

(1) The tariffs on any agreed Service shall be estab- 
blished at reasonable levels, due regard being paid to 
all relevant factors, including cost of Operation, reason- 
able profit, characteristics of Service (such as Standards 
of speed and accommodation) and the tariffs of other 
airlines for any part of the specified route. These tariffs 
shall be fixed in accordance with the following provisions 
of this Article 

(2) The tariffs referred to in paragraph (1) of this 
Article, together with the rates of agency Commission 
used in conjunction with them shall, if possible, be 
agreed to in respect of each of the specified routes 
between the designated airlines concerned, in consulta- 
tion with other airlines operating over the whole or 
part of that route, and such agreement shall, where 
possible, be reached through the rate-fixing machinery 
of the International Air Transport Association. The 
tariffs so agreed shall be subject to the approval of the 
aeronautical authorities of both Contracting Parties. 

(3) If the designated airlines cannot agree on any of 
these tariffs, or if for some other reason a tariff cannot 
be agreed in accordance with the provisions of para- 
graph (2) of this Article, the aeronautical authorities of 
the Contracting Parties shall try to determine the tariff 
by agreement between themselves 

(4) If the aeronautical authorities cannot agree on the 
approval of any tariff submitted to them under para- 
graph (2) of this Article or on the determination of any 
tariff under paragraph (3), the dispute shall be settled 
in accordance with the provisions of Article 11 of the 
present Agreement. 

(5) No tariff shall come into cffect if the aeronautical 
authorities of either Contracting Party have not agreed 
to it except under the terms of paragraph (3) of Ar- 
ticle 11 of the present Agreement. 

Article 8 

(1) Each Contracting Party grants to the designated 
airlines of the other Contracting Party the right to 
transfer to their Head Offices the excess of receipts 
over expenditure after conversion at the official rates 
of exchange in the currency of the other Contracting 
Party. 

(2) At the request of the creditors remittance of 
earnings in currencies other than Sterling or Deutsche- 
marks may be made in the currency in which they were 
earned, as far as is possible in accordance with the 
currency regulations of the Contracting Party in force 
at the time 

Article 9 

The aeronautical authorities of either Contracting 
Party shall supply to the aeronautical authorities of the 
other Contracting Party at their request such periodic 
or other statements of statistics as may be reasonably 
rcqiüred for the purpose of reviewing the capacity 
providcd on the agreed Services by the designated air- 
lines of the first Contracting Party. Such statements shall 
include all Information required to determine the amount 
of traffic carried by those airlines on the agreed Services 
and the origins and destinations of such traffic. 


Article 10 

There shall be regulär consultation between the aero- 
nautical authorities of the Contracting Parties to ensure 
dose collaboration in all matters affecting the fulfilment 
of the present Agreefnent. 
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Artikel 11 

(1) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den Ver- 
tragsstaaten über Auslegung oder Anwendung dieses Ab- 
kommens werden sich die Vertragsstaaten zunächst be- 
mühen, diese auf dem Verhandlungswege beizulegen. 

(2) Kommen die Vertragsstaaten auf dem Verhand- 
lungswege zu keiner Regelung, so ist die Meinungsver- 
schiedenheit einem aus drei Schiedsrichtern bestehenden 
Schiedsgericht zur Entscheidung vorzulegen; jeder Ver- 
tragsstaat benennt einen Schiedsrichter, die beiden so ge- 
wählten einigen sich auf einen dritten Schiedsrichter, der 
nicht Staatsangehöriger eines der beiden Vertragsstaaten 
sein darf. Jeder Vertragsstaat ernennt emen Schieds- 
richter innerhalb von zwei Monaten, nachdem ein Ver- 
tragsstaat dem anderen Vertragsstaat eine diplomatische 
Note übersandt hat, in der um eine schiedsrichterliche 
Regelung der Meinungsverschiedenheit gebeten wird. Die 
Einigung über den dritten Schiedsrichter ist innerhalb 
eines Monats nach diesem Zeitraum von zv/ei Monaten 
zu erzielen. Unterläßt es ein Vertragsstaat, seinen 
Schiedsrichter zu benennen, oder wird eine Einigung über 
den dritten Schiedsrichter nicht erzielt, so werden die 
dadurch entstehenden offenen Stellen mit Personen be- 
setzt, die auf Antrag eines der beiden Vertragsstaaten 
vom Präsidenten des P..ates der Internationalen Zivilluft- 
fahrt-Organisation benannt werden. 

(3) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, jede nach 
Absatz 2 ergangene Entscheidung zu befolgen. 

(4) Versäumt es ein Vertragsstaat oder ein von einem 
V'ertragsstaat benanntes Unternehmen, eine nach Absatz 2 
ergangene Entscheidung zu befolgen, kann der andere 
Vertragsstaat so lange alle Rechte cinschränken, vorent- 
halten oder widerrufen, die er auf Grund dieses Abkom- 
mens dem säumigen Vertragsstaat oder den benannten 
Unternehmen jenes Vertragsstaates oder den säumigen 
benannten Unternehmen gewahrt hat. 

Artikel 12 

(1) Eine Konsultation zur Erörterung der Auslegung, 
Anwendung oder Änderung des Abkommens oder des 
Fluglinienplans zwischen den Luftfahrtbehörden der bei- 
den Vertragsstaaten kann jederzeit von jedem Vertrags- 
staat beantragt werden. Diese Konsultation beginnt in- 
nerhalb einer Frist von 60 Tagen nach Eingang des 
Empfangs des Antrags. 

(2) Vereinbarte Änderungen dieses Äbkommens treten 
nach dem in Artikel 16 dieses Abkommens vorgesehenen 
Verfahren in Kraft. 

(3) Änderungen des Fluglinienplans treten in Kraft, so- 
bald sie in einem diplomatischen Notenaustausch ver- 
einbart worden sind. 

Artikel 13 

Tritt ein von beiden Vertragsstaaten angenommenes, 
allgemeines multilaterales Luftverkehrsabkommen in 
Kraft, so gehen die Bestimmungen des multilateralen 
Abkommens vor. Erörterungen über die Feststellung, in- 
wieweit ein multilaterales Abkommen dieses Abkommen 
berührt, finden nach Artikel 12 dieses Abkommens statt. 


Artikel 14 

Ein Vertragsstaat kann dieses Abkommen jederzeit bei 
dem anderen Vertragsstaat kündigen, wenn er es zu be- 
enden wünscht. Die Kündigung ist gleichzeitig der Inter- 
nationalen Zivilluftfahrt-Organisation mitzuteilen. Im 
Falle einer Kündigung läuft dieses Abkommen zwölf 
Monate nach Eingang der Kündigung bei dem anderen 
Vertragsstaat ab, sofern sie nicht vor Ablauf der Frist 
durch Übereinkommen der Vertragsstaaten zurückgenom- 
men wird. Wenn eine Empfangsbestätigung durch den 
anderen Vertragsstaat nicht erfolgt, gilt die Kündigung 
als vierzehn Tage nach Empfang durch die internationale 
Zivilluftfahrt-Organisation eingegangen. 


Article 11 

(1) If any dispute arises between the Contracting 
Parties relating to the Interpretation or application of 
the present Agreement, the Contracting Parties shall in 
the first place endeavour to settle it by negotiation 
between themselves. 

(2) If the Contracting Parties fail to reach a settlenient 
by negotiation the dispute shall be submitted for deci- 
sion to a tribunal of three arbitrators, one to be named 
by each Contracting Party and the third to be agreed 
upon by the two arbitrators so chosen, provided that 
such third arbitrator shall not be a national of either 
Contracting Party. Each of the Contracting Parties shall 
designate an arbitrator within two months of the date 
of delivery by either Party to the other Party of a 
diplomatic note requesting arbitration of the dispute and 
the third arbitrator shall be agreed upon within one 
month after such period of two months. If either Con- 
tracting Party fails to designate its arbitrator or if the 
third arbitrator is not agreed the vacancies thereby 
created shall be filled by persons designated by the 
President of the Council of the International Civil Avia- 
tion Organisation on application by either Contracting 
Party. 


(3) The Contracting Parties undertake to comply with 
any decision given under paragräph (2) of this Article. 

(4) If and so long as either Contracting Party or a 
designated airline of either Contracting Party fails to 
comply with a decision given under paragraph (2) of 
this Article, the other Contracting Party may liinit, 
withhold or revoke any rights or Privileges which it has 
granted by virtue of the present Agreement to the 
Contracting Party in default or to the designated airline 
or airlines of that Contracting Party or to the designated 
airline in default. 

Article 12 

(1) Consultation between the aeronautical authoritics 
of both Contracting Parties may be requested at any 
time by either Contracting Party for the purpose of 
discussing the Interpretation, application, or amendment 
of the Agreement or Route Schedule. Such consultation 
shall begin within a period of sixty (60) days from the 
date of receipt of the request. 

(2) Any agreement reached on amendment of the 
Agreement shall become effective in accordance with 
the procedure set forth in Article 16 of the present 
Agreement. 

(3) Any modification of the Route Schedule shall be- 
come effective when agreed in an exchange of diplomatic 
notes. 

Article 13 

If a general multilateral air transport Convention 
accepted by both Contracting Parties enters into force, 
the provisions of the multilateral Convention shall 
prevail. Consultations under the provisions of Article 12 
may be held to determine the extent to which the present 
agreement is affected by the provisions of the multi- 
lateral Convention. 

Article 14 

Either Contracting Party may at any time give notice 
to the other if it desires to terminate the present Agree- 
ment. Such notice shall be simultnneously communicated 
to the International Civil Aviation Organisation. If such 
notice is given, the present Agreement shall terminate 
twelve (12) months after the date of receipt of the notice 
by the other Contracting Party, unless the notice 
to terminate is withdrawn by agreement before the 
expiry of this period. In the absence of acknowledgment 
of receipt by the other Contracting Party, notice shall 
be deemed to have been received fourteen (14) days 
after the receipt of the notice by the International Civil 
Aviation Organisation. 
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Artikel 15 

Dieses Abkommen, alle seine Änderungen und jeder 
Notenaustausch nach Artikel 2 Abs. 1 und Artikel 12 
Abs. 3 werden bei der Internationalen Zivilluftfahrt- 
Organisation registriert. 

Artikel 16 

Dieses Abkommen soll ratifiziert werden; die Ratifi- 
kationsurkunden sollen baldmöglichst in Bonn ausge- 
tauscht werden. Es tritt einen Monat nach dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die zu diesem Zweck 
ordnungsmäßig Bevollmächtigten dieses Abkommen 
unterzeichnet. 

GESCHEEIEN am 22. Juli 1955 zu London in doppelter 
Urschrift, in deutscher und englischer Sprache, wobei der 
Wortlaut beider Sprachen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Hans von 
Dr. Kurt 

Für das Vereinigte Königreich 
von Großbritannien und Nordirland 
gezeichnet: 

Rea 


Article 15 

The present Agreement, all amendments thereto and 
all diplomatic notes exchanged in accordance with Ar- 
ticle 2 (1) and Article 12 (3) shall be registered with 
the International Civil Aviation Organisation. 

Article 16 

The present Agreement shall be ratified and the 
Instruments of ratification shall be exchanged in Bonn 
as soon as possible. It shall enter into force one month 
after the exchange of the Instruments of ratification. 

IN WITNESS WHEREOF the undersigned, being duly 
authorised thereto, have signed the present Agreement. 

DONE in duplicate at London, this 22nd day of July, 
1955, in the English and German languages, both texts 
being equally authoritative. 

For the Federal Repiiblic of Germany 
signed: 

Herwarth 

Knip f er 

For the United Kingdom 
of Great Britain and Northern Irelaiid: 
signed: 

ding 


Bundcsclruckcrci Bonn 7114 4. 56 



